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brhördr. Es sei wahrzunehmen , daß Vieles besser geworden
sei, und Manches werde noch besser werden. Schließlich
möchte Redner noch der Auffassung entgegentreten, daß man
Berufungen von auswärts vornehmen müsse , weil wir im
Jnlande keine tüchtigen Leute haben , die ihrer Aufgabe ge¬
wachsen seien.

Ministerialpräfident Stöfs er will der Rede des Regie -
mngskommissärs nur ergänzend nachtragen , daß die Einrich¬
tung , wonach der Direktor eines Gymnasiums Mitglied des
Oberschulrathes , keineswegs , . wie der Abg . Lender meine ,
eine Neuerung sei, vielmehr langjähriger Praxis entspreche,
da dieselbe wahrscheinlich aus denselben praktischen Gesichts¬
punkten, wie jetzt , auch bei dem Oberstudienrath bestanden
habe.

Abg . v. Freydorf richtet im Interesse vieler Eltern ,
webhe Versetzungen rc . ausgesetzt seien , die Frage an die
Regierung , ob es nicht möAich sei , einen einheitlichen Be¬
ginn - des Schuljahres in ganz Deutschland herbeizuführen ,
während gegenwärtig die Gymnasien theils an Ostern ,
theils an Michaeli ihr Schuljahr beginnen .

Regierungskommiflär OberschulrathS - Direktor Nokk er¬
widert hierauf , daß dieser Gedanke seit langer Zeit die
Schulmänner beschäftige , daß jedoch bis jetzt nicht möglich
gewesen sei , eine Uebereinstimmung zu bewirken, nicht ein¬
mal innerhalb Preußens herrsche eine solche und das Schul¬
jahr beginne in den verschiedenen Provinzen bald zu Ostern ,
bald zu Michaeli . Als sehr zweckmäßig sei seiner Zeit der
Vorschlag anerkannt worden , das Schuljahr mit dem Ka¬
lenderjahr beginnen zu lassen, wofür man übrigens auck der
Zustimmung der Universitäten , deren Semester dadurch ge¬
eigneter eingetheilt würden , bedürfte. Allein einstweilen sei
ein Ergebniß nicht zu erzielen gewesen . Vielleicht gestalten
sich Verhandlungen fruchtbarer , wenn das preußische Unter¬
richtsgesetz erlassen sei .

Hierauf wird die Diskussion über die Mittelschulen für .
beendigt erklärt und , wie schon mitgetheilt , die Sitzung
geschloffen .

Rede
des Ministerialpräsidenten Stösser über die Anträge der
Abgg . Junghanns , Neumann und Betzinger . (27 . Sitzung
der Zweiten Kammer am 22 . Januar .)

Hochgeehrteste Herrn !
Nachdem die Diskussion über die Initiativanträge , die von

Seiten der geehrten Herrn Abgeordneten Neumann , Junghanns
und Betzinger gestellt

' wurden , sich etwas verbreitert hat ,
gestatten Sie mir wohl als Vertreter der Großh . Regierung
noch Einiges in verschiedener Richtung zu sagen , was mir
im Laufe der bisherigen Diskussion noch nicht in der Weise,
wie es wenigstens in der Intention der Großh . Regierung
liegt, beleuchtet worden zu sein scheint. Ich finde , daß diese
drei Anträge an einem gemeinsamen Mangel leiden und
daß deßhalb ihre gemeinsame Besprechung , so disparat sonst
auch die Gegenstände sind, um die es sich hier handelt , auch
ihre Vortheile hat . Der Mangel , den ich in allen drei
Anträgen finde, ist die mechanische Auffassung des Staats ,
der Zwecke des Staats und der Betheiligung der Bürger
an dem öffentlichen Wesen , welche mir in allen drei An¬
trägen entgegentritt , eine mechanische Auffassung , die voll¬
ständig verkennt , daß man nicht blos nach der Kopfzahl
und nach gewissen geometrisch abgezirkelten Wahlkreisen die
Betheiligung an dem öffentlichen Wesen bestimmen kann ,
sondern daß man bei der Austheilung politischer Rechte
Bedacht nehmen muß , inwiefern dadurch dem Staatsinteresic
überhaupt und der besondern öffentlichen Einrichtung , welche
in Frage steht, gedient ist . Von diesem Gesichtspunkte aus
wird auch das ausgedehnteste Wahlrecht gewisse Schranken
ziehen, und man wird sich genöthigt sehen, gewisse Bedin¬
gungen vorzuschreiben, die sich auf die sittlichen, intellektuellen
und wirthschaftlichen Eigenschaften des' Wählers beziehen,
Bedingungen , die auch darauf Rücksicht nehmen , weß Alters
und Geschlechtes Jemand ist . Wenn man von der Ver -
eigeyschaftung des Wählers absehen und lediglich davon
ausgehen wollte, daß Jemand von Natur aus , durch seine
Geburt als Mensch und Einwohner eines gewissen Theils
des Staatsgebiets das Wahlrecht besitzt und daß er Kraft
dessen berufen sei, an dem öffentlichen Leben sich zu bethei¬
ligen , so wüßte ich .nicht, weßhalb man die Verbrecher aus¬
schließt von der Wahl , weßhalb man die Frauen davon aus¬
schließt , weßhalb man hiebei gewisse Altersgrenzen zieht
und . weßhalb man sich genöthigt sah , in Beziehung auf die
Armepunterstützung gewisse Beschränkungen zu machen . Alle
dies? Beschränkungen finden ihre Erklärung darin , daß
eben,hie öffentlichen Rechte, die Jemand besitzt , Pflichten
entsprechen, daß demselben mit den Rechten eine Art öffent¬
lichen Amts anvertraut wird und daß jedes Amt gewisse
Eigenschaften zu seiner richtigen Ausübung , voraussetzt .
Diese Eigenschaften dürfen sich aber nicht allein nach dem
besondern Interesse des damit Betrauten richten , sondern
das Maß seines Rechts muß auch gemessen werden an den
Vortheilen oder Nachtheileu , die dem Staatswesen im All¬
gemeinen, und im besondern Falle durch dessen Ausübung
voraussichtlich erwachsen werden . Wenn ich also auch im
Allgemeinen damit eirzperstanden bin , daß es für das öffent¬
liche Wesen förderlich , .ist, soviel als möglich die Theilnahme
aller Staatsangehörigen für sich in Anspruch zu nehmen ,
so wjxd sich das doch nur unter der Voraussetzung empfehlen, .
vaß diese Theilnahme der Leistungsfähigkeit des Einzelnen

und dem Zwecke der in Frage stehenden öffentlichen Ein¬
richtung entspricht .

Ich wende diese allgemeine Betrachtung zunächst an
auf den , wie ich glaube , den rein politischen Fragen am
fernsten liegenden Gegenstand , nämlich aus den Antrag der
Abg . Junghanns und Genossen. Es ist schon wiederholt
hervorgehoben worden , daß es sich bei der Aufgabe der
Kreisverbände um etwas ganz anderes handelt , als um
die Ausübung einer >politischen Thätigkeit , diese in der
Beschränkung gefaßt , daß es sich hiebei um Arbeiten für
den Staat , und nicht um die Interessen einzelner Kreise
der Staatsgesellschaft handelt . Der genannte Antrag des
Abg . Junghanns hat seine Hauptschwäche darin , daß er
die Aufgabe der Kreisverbände verkennt , die im Wesent¬
lichen darin besteht, eine gewisse Anzahl , hauptsächlich wirth -
schaftlicher Aufgaben , daneben auch weitere Kulturzwecke zu
erfüllen , deren Erreichung den einzelnen Gemeinden zu schwer
sällt . . Man ist davon ausgegangen , in dem Kreisverbande
eine Art Gesammtgemeinde zu erblicken , und deßhalb ging
auch der erste Regierungsvorschlag ganz richtig davon aus ,
daß diese Aufgabe am zweckmäßigsten erfüllt werde durch
eine Versammlung , welche neben den Abgeordneten der
Kreisgemeinden aus den Vertretern der Bezirksräthe oder ,
wie man sie damals nannte , der Amtsräthe zu bestehen
habe und aus einer Anzahl vermöge ihres größeren Be¬
sitzes an sich in diese Versammlung berufenen Personen .
Die Erwählung von Kreisabgeordneten ist , wie sich die
Herren aus der Geschichte unseres öffentlichen Lebens er¬
innern , erst nach langen Debatten zwischen Regierung und
Ständen in die Kreisvertretung hineingetragen worden .
An und für sich , muß ich gestehen, halte ich das für keine
Verbesserung des damaligen Regierungsvorschlags , aber es
ist doch noch zuträglicher , wenn jene Wahlen in die Kreis¬
versammlung durch Wahlmänner und nicht im Wege der
direkten Wahl zu Stande kommen.

Es handelt sich darum , die geeignetsten Personen für einen
Verwaltungskörper zu finden, und diese werden viel besser
durch einen kleineren Kreis , ich möchte sagen , Sachverstän¬
diger bestimmt, die mitten in den Interessen der Gemeinden
stehen, als durch direkte Wahl , wo man sich oft , um die
Wahl des Kandidaten zu sichern, genöthigt sehen müßte ,
allgemeine Schlagworte zu gebrauchen , um die Wähler zu
jener lebhaften Betheiligung herbeizutreiben , die Sie bei der
jetzigen Wahlart vermissen. Sie würden , um dies zu er¬
reichen, schwerlich dahin kommen , zu sagen , wir brauchen
einen Mann , der sich für die landwirthschaftlichen Winter¬
schulen interessirt , der sich auf das Siechenhauswesen am
besten versteht, oder der der Armenpflege am besten gewachsen
ist . Das find allerdings sehr nützliche Dinge , aber Alles
solche Dinge , die zu einer lebhaften Bewegung des Gemüths ,
wie sie die allgemeine direkte Wahl verlangt , in der That
nicht anregen werden . Sie würden sich zu diesem Zwecke
genöthigt sehen , die politische Parteifahne aufzuziehen und
auf diese Weise, nachdem jetzt schon durch allgemeine , aber
indirekte Wahl von Kreisabgeordneten politische Partei¬
bestrebungen in die Kreisversammlungen hineingetragen
wurden , diese Elemente voll und ganz hineintragen , denn
diejenigen Abgeordneten , die im Wege der allgemeinen und
direkten Wahl auf ein politisches Programm in die Kreis¬
versammlung treten , werden sich zunächst mit Vertretung der
Stichworte beschäftigen , auf die hin sie gewählt wurden .
Es ist deßhalb schon mit Recht ausgeführt worden , daß
durch den Antrag des Abg. Junghanns das ganze Institut
der Kreisversammlungen verpfuscht , daß es geradezu auf
Bahnen geleitet würde , wohin es nicht gehört .

In ähnlicher Weise ist auch schon hervorgehoben worden ,
wie es sich mit den Bezirksräthen verhält . Es ist deutlich
und in der allerschlagendsten Weise nachgewiesen worden ,
daß auch die Bezirksräthe zu Funktionen bestimmt sind ,
mit welchen deren Ernennung aus einer Vorschlagsliste ,
welche der direkten Wahl sogenannter Vertrauensmänner
aus dem eigenen Geschäftsbezirk entspringt , unverträglich
erscheint. Man treibt hier einen gewissen Mißbrauch mit
dem Worte Vertrauensmänner .

Die Vertrauensmänner nach dem Anträge des Abg .
Junghanns wären immer nur die Vertrauensmänner einer
gewissen Partei , während es sich hier um Männer handelt ,
die zum Amte eines Richters und Verwaltungsbeamten be¬
rufen sind. Abgesehen davon , daß die Befolgung dieses
Vorschlags , wie von dem Abg. Bär mit vollem Rechte her¬
vorgehoben wurde , das Ernennungsrecht der B ^ irksräthe
durch die Krone bezhw . durch die Großh . Regierung in
Frage stellen würde , welche Ernennung allein den Bezirks¬
räthen den Charakter der Staatsbeamtung in einem monarchi¬
schen Staate geben kann. Nach meinem Erachten würde
daher dieses Institut durch den Vorschlag Junghanns nicht
allein bedroht , sondern geradezu beseitigt werden . Es gäbe
vielleicht eine bessere Art der Erklärung der BWrksräthe
als die gegenwärtige , nämlich auf Grund von Listen , wie
bei den Schöffen und Geschworenen , was auch durch die
neuen Reichs-Justizgesetze für diese Aemter in Aussicht ge¬
nommen ist. Aber eine solche Aenderung wird jetzt und
insolange nicht in Aussicht genommen werden , als uns das
bisherige System genügt , und zwarr ^ wie der Herr Abg .
Paravicini mit vollem Grunde gesagt hat , so lange die
Institution der Bezirksräthe im großen Ganzen in ihrer
bisherigen Form allen billigen Ansprüchen entspricht . Ich
glaube also , der Antrag des Abg . Junghanns wird mit

allem Recht im öffentlichen Interesse und zum allgemeinen
Besten zu den Akten gelegt werden können.

Was nun den zweiten Antrag betrifft , und ich will mich
zunächst zu dem des Abg . Neumann wenden , so hat dieser ,
wie ich zugeben will , einen etwas milden und freundlichen
Charakter , was auch der Herr Staatsminister Hervorgehoben
hat . Aber man darf sich durch diese Außenseite nicht ver¬
leiten lassen, die sehr ernsthaften Bedenken, die im Hinter¬
gründe desselben stehen , zu verkennen. Es handelt sich
übrigens nicht darum , daß jede aus öffentlichen Mitteln
erfolgte Wgabe zu Schulzwecken das Wahlrecht beein¬
trächtigen solle. Es handelt sich darum , daß dies eine
Armenunterstützung sein muß , und es ist in dieser Be¬
ziehung bis jetzt ein schlagender Paragraph noch nicht her¬
vorgehoben worden , den wir in dem Gesetze über den
Elementarunterricht besitzen . In dem Z 84 dieses Gesetzes
heißt es : „Soweit nicht dazu verfügbare Fonds oder sonst
Verpflichtete vorhanden find , hat die Gemeinde auch die
Kosten der nach Vorschrift der Ober -Schulbehörde zür Ein¬
richtung der Schulzimmer erforderlichen Gerätschaften , der
für den Unterricht nothwendigen Lehrmittel und der sonstigen
Schulrequifiten , sowie der Lehrbücher für arme Kinder zu
bezahlen rc. " Wenn Sie dies zusammenhalten mit dem
Paragraphen des Armengesetzes, von dem in der Begründung
des Initiativantrags die Rede ist '

, werden Sie sich sagen
müssen , daß unser Landesgesetz die Anschaffung von Schul¬
requifiten und von Schulbüchern für Arme als Armen¬
unterstützung ansieht . Nicht , jede solche Abgabe , wie sie
der H 4 des Schulgesetzes darstellt , soll als Armenunter¬
stützung angesehen werden . Dieser Charakter tritt erst
hervor , wenn es sich herausstellt , daß in der That der
Mann , der auf diese Weise unterstützt worden ist , aus
seinen eigenen Mitteln nicht im Stande gewesen wäre , diese
Anschaffung zu machen , und daß er somit unfähig ist, dis-
ihm vom Staat angesonnenen Pflichten vollständig zu er- -
füllen . Daß diese mangelhafte Pflichterfüllung auch fottst
die öffentlich rechtlichen Befugnisse des Staatsbürgers beein¬
trächtigt , ist aus anderen gesetzlichen Bestimmungen zu ersehen .
So heißt es in Z 7 a . der Städteordnung , es könne Jemand
nur Gemeindebürger werden , der keine Armenunterstützung
aus öffentlichen Mitteln empfangen hat und der die ihm
obliegenden Abgaben an die Gemeinde entrichtet hat ; und
der Empfang von Armenunterstützungen und die Nichtent¬
richtung von Gemeindeabgaben ziehen den Verlust des.
Stadt -Bürgerrechts nach sich . Wir haben also auch andere
Bestimmungen , die vorschreiben, daß diese Lässigkeit in Er¬
füllung öffentlicher Pflichten in der That von Einfluß sein
solle auf die Bethätigung politischer Rechte . Ich glaube ,
man darf in dieser Beziehung nicht zu nachsichtig sein, mm
muß sehr vorsichtig sein in Beseitigung solcher Schranken .
Wenn einmal fefisteht, daß eine Unterstützung auch mit
Schulmitteln eine Armenunterstützung ist , so stehen wir ,
wenn dies beseitigt sein sollte , nicht mehr vor der Frage ,
ob es sich um eine Unterstützung mit Schulmitteln handelt ,
sondern vor der Frage , ob eine Armenunterstützung über¬
haupt das Wahlrecht beschränken dürfe oder nicht, und Sie
werden aus einer ganz raschen Beleuchtung dieses Punktes
sofort ersehen , daß die beschränkende Wirkung nothwendig
ist . Es ist zum ersten— es ist dies allerdings blos eine
Zweckmäßigkeitsbetrachtung , aber doch sehr tief eingreifend
und ich denke , die Herren werden alle schon Gelegenheit
gehabt haben , darüber Betrachtungen anzustellen — ich sage '
also , es ist zum ersten etwas bedenklich , den Gemeindebe¬
hörden das Recht zu geben, nach ihrer Diskretton Armen¬
unterstützungen zu geben, ohne daß diese zu gleicher Zeit
Wirkung haben auf die politische Befähigung der Unter¬
stützten. Wenn Sie an diesen Grundsätzen nicht festhalten ,
so verursachen Sie zwei Nebel . Einmal daß unter Um¬
ständen eine Gemeindebehörde im Stande ist, durch Verab¬
reichung solcher Mittel auf die Wahlen einzuwirken. Sie
können zwar sagen , die Wahlen sind geheim , man kann
also Niemand kontroliren . Aber auch in größeren Ge¬
meinden hat man Mittel und Wege , hinter das Wahk - -
geheimniß zu kommen, um wie viel mehr erst in kleinen Ge¬
meinden . Sodann aber bringen sie den armen Mann in
eine versuchungsvolle peinliche Lage, die man ihm nicht zu-
muthen sollte. Wenn es sich auch nur um einige Mark
handelt , so sind diese doch für den armen Mann von großer
Bedeutung und es wird also eine Art Wahlbveinflussung
dadurch erzeugt , die ich gerne vermieden wissen möchte.
Zum andern handelt es sich darum und hier komme ich zu¬
rück auf das , was ich Anfangs bemerkte , daß man nicht
gehörig in Aussicht nimmt , zu welchen Zwecken eine Wahl
stattfindet , daß die Wahl ein öffentliches Amt ist, das den
Zweck hat , für den Staat und seine Zwecke den öffentlichen
Pflichten gewachsene Männer in diese Versammlung zu '

schicken . Wenn man fragt , wer dazu «geeignet ist, so muß
doch offenbar die Antwort dahin lauten , vor Allem derjenige
Mann , der jene Wichten , welche ihm im öffentlichen
Interesse zugemuthet werden könnten, selbst erfüllt . Wer
aber nicht einmal die Pflicht erfüllt , die der Staat als das
Minimum ^ r Familienpfljchten ansieht » nämlich die Ver¬
pflichtung für die nothdürftigste Erziehung seiner Kinder
zu sorgen , seinen Kindern den elementarsten Unterricht zu '
gewähren , wer sich dazu nicht befähigt zeigt , dem sollte
man auch nicht - das Recht geben , Hochwichtige politische
Funktionen auszuüben , wozu das Recht, politisch zu wählen ,
doch gehört . Eine solche Begünstigung Derer , die in scllch«
Wesse einem sehr bescheidenen Maß eigener Pflichterfüllung



nicht nachgekommen find, enthält aber auch zu gleicher Zeiteine große Unbilligkeit gegenüber einem sehr respektabeln
Kreise von Staatsangehörigen , nämlich gegenüber Denjenigen ,die trotz eigener Bedrängniß noch im Stande sind , ihre
sittliche Kraft soweit anzustrengen , um nicht in irgend einer
Weise der öffentlichen Unterstützung anheim zu fallen .Wenn Sie auf diese Klaffe von Personen keine Rücksicht
nehmen , wenn Sie den Familienvater , der sich seiner Familie
gegenüber im Vollgefühle seiner Pflichterfüllung - erhaltenwill , vollkommen auf die gleiche Linie stellen mit Demjenigen ,der dies nicht thut , so haben Sie ein großes öffentliches
Unrecht gethan , denn Sie haben die sittliche Kraft des in
seinen Pflichten treuen Mannes entmuthigt und gelähmt .Dann sind Sie auf dem bedenklichen Wege weiter ge¬
gangen in jener Richtung , die ich jetzt in sehr vielen
Dingen wahrnehme , nämlich daß man es dem Einzelnen
zu leicht macht, seine öffentlichen Pflichten zu erfüllen , daßman ihm die Gelegenheit sehr rasch gibt , dasjenige , was
er selbst thun soll , auf die Schultern Anderer abzuwälzen .
Ich möchte also empfehlen , in diesen Dingen nicht weiter
zu gehen , als man bisher gegangen ist . Man kann im
Wege der Instruktion die Gemeindebehörden anweisen , mög¬
lichst rücksichtsvoll zu sein , man kann sie anweisen , nicht
eher als bis die Unterstützungsbedürftigkeit vollständig fest¬
gestellt ist, zu dieser Einschränkung des Wahlrechts zu schreiten,aber nicht weiter .

Nun wende ich mich zu dem dritten Anträge , nämlich
zu dem des Abg . Betzinger ., Derselbe zerfällt in zwei
Theile : In denjenigen , der eine Abänderung der Wahl¬
bezirke, und in denjenigen , der eine Aenderung des Wahl¬
rechts beabsichtigt. Auch hier findet die gleiche Anwendungdes allgemeinen Satzes statt , dm ich an die Spitze meiner
Erörterungen setzte, nämlich , daß auch hier nicht auf das¬
jenige Rücksicht genommen wird , was im einzelnen Fall zuleisten ist. Die Eintheilung unserer Wahlbezirke ist , wennwir auf die Geschichte unserer Verfassung zurückkommen,dadurch zu erklären , daß man bei dieser Eintheilung unter
Anderem auch Rücksicht genommen hat aus die Steuer¬
kraft der einzelnen Bezirke. Daher kommt nicht allein die
für die Städte , sondern auch für verschiedene ländliche
Wahlbezirke verschiedene Eintheilung , die nicht vollständigmit der Kopfzahl harmonirt , und ich glaube , bei dem großen
Interesse , das die einzelnen Wähler bei Vertheilung der
Steuern besitzen , ist es nicht unbillig , auch darauf Rücksicht
zu nehmen , in welchem Umfange sich der einzelne Wahl¬
bezirk bei Aufbringung des Steueraufwands betheiligt . Es

- wäre gerade jetzt, wo der Staatsaufwand gegenüber der
Zeit , in welcher die Verfassung in 's Leben trat , sich bedeu¬
tend erhöht hat und wo gerade durch die Umgestaltung der
Steuergesetzgebung das bewegliche Vermögen , das durch die
Städte repräsentirt wird , viel stärker getroffen wird , als
früher , wirklich unbillig , auf diesen Gesichtspunkt nicht Rück¬
sicht zu nehmen . Es ist aber meines Erachtens auch hier
noch ein anderer Gesichtspunkt in 's Auge zu fassen. Es ist
nicht allein die Rücksicht auf die Steuerkraft , sondern auchdie Rücksicht auf die besonderen Interessen , welche die
Städte , wenigstens die größeren Städte des Landes ver¬
treten , die für dieselben eine derartige , nicht nach der Kopf¬
zahl eingerichtete Vertheilung des Wahlrechts , eine gewisse
anscheinende Begünstigung hervorgerufen hat . Es ist ja , wie
sie Alle wissen , das gewerbliche und das Handelsinteresse
von sehr großer Bedeutung im Staate geworden . Bei
früherer Gelegenheit hat der Abg . v . Feder darauf auf¬
merksam gemacht , daß wir nicht mehr ein reiner Agrikul¬
turstaat seien Ich bin sehr geneigt , auf das Interessedes Grundbesitzes , auf das Interesse der Landwirthschast ,aus das Interesse der ganzen Landbevölkerung ein möglichst
großes Gewicht zu legen . Aber ich darf darüber dasjenige ,was die Städte , bedeuten , nicht vergessen. Es muß in dieser
Richtung eine billige Ausgleichung zwischen diesen beiden
Hauptbestandtheilen der staatlichen Bevölkerung getroffenwerden und diese Ausgleichung wurde dadurch getroffen,dass man den Städten vermöge ihres industriellen Charak¬ters , vermöge ihrer hauptsächlichen Vertretung des Gewerbe -
und Handelsstandes im Lande auch einen etwas größerenRaum in dieser Versammlung gibt . Wir stehen auch hierin
nicht allein . Man hat sich vorhin auf Württemberg bezogen.
Dort finden die sogenannten guten Städte in der ZweitenKammer ihre Vertretung , wie auch im preußischen Herren¬
haus die Vertretung der Städte existirt, und ich glaube , es
wird auch in der Abtheilung der Wahlbezirke dort darauf
Rücksicht genommen sein. Im Uebrigen aber kann ich es nicht
für vortheilhaft ansehen , mit Vergleichung dex Einrichtungenanderer Staaten zu exempliflziren , und zwar deßhalb nicht,weil die Einrichtungen anderer Staaten in ihrer Gesammt -
heit aufgefaßt werden müssen und weil, wenn man die eine
oder die andere Einrichtung herausgreift und mit den
unserigen vergleicht , die elftere für uns nicht das bedeuten,was sie dort bedeuten . Wir wollen uns also mit anderen
Staaten möglichst wenig beschäftigen , sondern mehr mit
uns selbst in Baden und den Einrichtungen , die bisher bei
uns selbst gegolten haben . Es ist zum dritten , was die Städte
betrifft , zu bemerken, daß man bei Grundlegung der Ver¬
fassung nicht allein auf die Steuerkraft und nicht allein
auf die in ven Städten hauptsächlich vertretenen volkswirth -
schaftlichen Interessen Rücksicht genommen hat , sondern auchbis auf einen gewissen Grad darauf , daß manche Städte
vermöge ihrer ganzen Geschichte als Repräsentanten gewisserLandschaften erscheinen, und ich muß auch sagen , es wäre
vielleicht gerechtfertigt gewesen , diejenigen Städte , die in
früheren Zeiten mit dem Wahlrechte ausgestattet waren ,nicht zu Gunsten der Kopfzahl und einer größeren Begün¬stigung des flachen Landes ausfallen zu lassen . Ich denke
dabei auch an jene Stadt , von der der Abg . v. Feder
gesprochen hat . Ich glaube also , auf eine Aenderung un¬
seres Wahlsystems in der Richtung , daß die Wahlbezirke
zu Ungunsten der Städte und der dort vertretenen Inter¬
essen geändert werden , wollen wir uns gleichfalls nicht ein¬
lassen.

Das Wichtigste, wobei es sich um die Höchen politischen
Interessen handelt , ist dasjenige , was bezüglich der Aende¬
rung unseres Wahlsystems dahin oorgeschlagen wurde , daßwir von dem indirekten zum direkten Wahlsystem übergehen
sollten. Es find darüber eine ganze Anzahl von Betrach¬
tungen angestellt worden . Man hat durch Bezugnahme aufeine ganze Anzahl von Autoritäten , durch Bezugnahme aufdie Einrichtungen des Reichs und auf die Einrichtung an¬derer Länder darthun wollen , daß das direkte Wahlrechtden Vorzug verdient , und es ist auch von anderer Seite
des Hauses das direkte Wahlsystem als das Wahlsystemder Zukunft bezeichnet worden . Gestatten Sie mir einige
Bemerkungen über diese Aenderung , die wenigstens für die
Zukunft in Aussicht genommen werden will , vorzutragen ;es wird dann Sache des hohen Hauses , wenn nicht heute,
so doch später sein , sich darüber schlüssig zu machen , wie
weit diese Bedenken richtig und von Gewicht sind. Ich will
zunächst vorausschicken, daß man nach meinem Dafürhalten
fehl greift , wenn man mit einer möglichst großen Aus¬
dehnung des Wahlrechtes eine Ausdehnung der politi¬
schen Freiheit eine Garantie der politischen Freiheit
identifizirt . Das scheint mir nicht begründet zu
sein. Die politische Freiheit gründet sich nach meinem
Dafürhalten viel mehr auf die regelmäßige politische Arbeit
des Volkes als auf den ab und zu eintretenden größeren
Gebrauch von dem Wahlrechte . Meines Erachtens wird
in dem Maße , in dem sich die Bevölkerung weiter und
eingehender mit der Erledigung der öffentlichen Angelegen¬
heiten regelmäßig beschäftigt , dieselbe sich auch die Begrün¬
dung ihrer politischen Freiheit sichern. Nach der Ausdeh¬
nung der politischen Arbeit wird sich demnach auch die Ausdeh¬
nung der politischen Freiheit richten und wo diese Arbeit
aufhört , fängt in der Regel die politische Abhängigkeit an ,wie es auch sonst in der Regel ist, wo ich nicht selbstthätigbin und ein Anderer für mich thätig sein muß , trete ichin ein gewisses Abhängigkeitsverhältniß zu demselben. Die
Selbstverwaltung ist es , die ich vor Allem hervorgehoben
zu sehen wünsche, als die eigentliche Grundlage der öffent¬
lichen Freiheit und die sicherste und beste Grundlage der¬
selben. Wenn Sie sich ohne diese Grundlage auf das weite
Gebiet der allgemeinen und direkten Wahl begeben , dann
fürchte ich , wird es sich lediglich um heftige Parteikämpfeum die öffentliche Macht handeln , die dahin führen , daß
sich schließlich um des lieben Friedens willen eine Mengeder besten Kräfte von solchen Wahlen zurückzieht. Wir
haben , was das allgemeine direkte Wahlrecht betrifft , schon
Erfahrungen gemacht , wir befinden uns in dieser Hinsicht
nicht nur theoretischen Betrachtungen gegenüber . Wir haben
durch die Ausübung der Wahlen zum Zollparlament und
zum Reichstag eine gewisse Einsicht in das Wesen der
direkten Wahl gehabt . Auch hier muß ich sagen , wenn
ich das Wahlrecht auszutheilen habe , will ich zunächst unter¬
suchen , ob derjenige , der das Wahlrecht ausüben soll, auchin hinreichendem Grade befähigt ist, dieses Wahlrecht aus¬
zuüben . Ich wünsche soweit als möglich das Wahlrecht
auszudehnen , wie ich überhaupt die größtmöglichste Be¬
theiligung an den öffentlichen Angelegenheiten , sowohl
für die Volkserziehung als für die Wachhaltung des
öffentlichen Interesses für sehr zweckmäßig halte .
Wenn ich aber nach der Wahlbefähigung frage , so
muß ich sagen , Derjenige , welcher wählt , muß erstens
Denjenigen , den er wählt , kennen , er muß wissen,um wen es sich handelt , denn sonst würde er in seinem
Urtheile zweifelhaft sein , ob Derjenige , den er seines Ver¬
trauens würdigt , auch im Stande ist , ihn und seine Ab¬
sichten gehörig zu vertreten , und zum andernmuß er auch die
Fähigkeit haben , zu beurtheilen , ob der Gewählte dasjenige ,
wofür er gewählt ist , auch besorgen kann . Es ist vorhin
erwähnt worden , daß die indirekte Wahl schon dasjenige
gegen sich habe , daß die Mandatsübertragung gewisser¬
maßen ein Verzicht auf die Selbständigkeit sei. Diese
Mandatsübertragung findet auch bei der direkten Wahl statt .
Auch bei der direkten Wahl findet eine Stellvertretung
statt ; es frägt sich nur , welche Stellvertretung die richtige
ist, diejenige der indirekten oder diejenige der direkten Wahl .
Der Grundsatz der politischen Stellvertretung bezeichnet
einen Hauptunterschied zwischen den modernen und den
antiken Staatsverfassungen und einen Hauptfortschritt der
elfteren . Soweit es sich um einen kleinen Wahlkörper !
handelt , wird sich die direkte Wahl empfehlen , in dem
Maße aber , als die früher erwähnten Voraussetzungen
abnehmen , in dem Maße , als der Wähler weniger im
Stande ist , seinen Vertrauensmann persönlich zu kennen,in dem Maße , als die Verhältnisse , in welchen der letztere
zu wirken hat , dem llrtheil des Urwählers weiter abliegen ,wird auch die direkte Wahl weniger im Stande sein , das
zu erfüllen , was sie im öffentlichen , im Staatsinteresse
erfüllen soll. Ich werde also die direkte Wahl an und für
sich nicht zu bekämpfen haben , sondern nur die Kombini -
rung derselben mit der allgemeinen Wahl , denn hier ist es
viel naturgemäßer , daß der einzelne Wähler den Mann
des Vertrauens , den er kennt , von dem er glaubt , daß er
ihn nach seinen Absichten vertreten werde , beauftragt , eine
weitere Wahl in das Abgeordnetenhaus vorzunehmen , als
daß er sich diesen Mann von irgend welchen Vertrauens¬
männern erst oktroyiren läßt . Es wird also gerade durch direkte
Wahl in diesem Fall die Selbständigkeit des Wählers nach
meinem Dafürhalten viel mehr beseitigt , als durch die
indirekte Wahl . Sobald man eine derartige Erkenntniß
gemacht hat , erklären sich auch leicht die verschiedenen Er¬
fahrungen , die man auf dem Gebiete des allgemeinen und
direkten Wahlrechts gesammelt hat . Es ist das allgemeine
und direkte Wahlrecht in viel höherem Grade ein autorita¬
tives Wahlverfahren , als das indirekte Wahlverfahren ,denn der einzelne Urwähler schreitet in der Regel nur zur
Wahlurne aüf die Empfehlung , die ihm von einer Autorität
bezüglich des Abgeordneten gemacht wird . Eine mit Auto¬
rität versehene Gewalt , Einrichtung oder Organisation wird
daher sehr bedeutend durch die direkte Wahl gewinnen .

Eine Regierung z . B ., die eine napoleonische Verwaltungs -
Maschine zur Verftigung hat , wird mit Hülfe der allgemeinendirekten Wahl im Ganzen gute Geschäfte machen. Da »
gleiche gilt von der kathol. Kirche , die vermöge ihrer
Organisation in einem viel weiteren Umfange auf die ein¬
zelnen Wähler zu wirken im Stande ist, als dies bei un¬
seren Regierungseinrichtungen in Deutschland in der Regel
gesagt werden kann. Damit solchen Einflüssen von Seiten
der im Staatsleben thätigen politischen Parteien mit Nach¬
druck entgegengetreten werden kann , ist . es alsdann noth -
wendig , daß auch die Parteibildung eine viel strammere ,viel disziplinirtere wird , als unter dem , dem persönlichenBelieben mehr Spielraum lassenden indirekten Wahlsystem .Es werden also auch durch die Art der Parteibildung der
persönlichen Selbständigkeit größere Fesseln angelegt , als
dies ein anderes Wahlsystem mit sich bringt . Sie sehen
deßhalb , daß das allgemeine direkte Wahlrecht seine beson¬deren Vorzüge hat für eine starke Regierung mit bis in
alle einzelnen Jnteressenkreise wirksamen Verwaltungsorganen ,oder für Verwaltungseinrichtungen wie die katholische Kirche sie
besitzt ; daß es sich vorzugsweise eignet für gut organisirte Par¬teien , wie die sozialdemokratischePartei , die mit großer Wirkungarbeiten , weil die Unterwerfung des Einzelwillens unter die
allgemeinen Parteiaussprüche mit der größten Sicherheit vor
sich geht. Es ist aber nicht allein das Regiment des
Staats , der Kirche oder der Partei , für die Anwendungdes allgemeinen » und direkten Wahlrechts charakteristisch,sondern auch die Mittel , die zur Anwendung gebrachtwerden müssen, damit der gewünschte Wahleffekt erzieltwird . Da es sich hier weniger um Urtheil als um Stim¬
mung handelt , so wendet sich die Agitation weniger an den
Verstand und mehr an das Gemüth . Es ist bei dieser
Wahlart — und ich spreche hier nur aus der Erfahrung
heraus , wie man sie in allen diesen Zeiten gemacht hat —
mit möglichst kräftigen Schlagwörtern zu operiren , um eine
dem Kandidaten günstige Aufmerksamkeit hervorzubringenund in der Weise wach zu halten , wie es der Zusammen¬
halt einer solchen Masse von Wählern unter einer Fahne
erfordert . Durch solche Mittel wird natürlich eine viel
lebhaftere Agitation hervorgerufen und diese bringt auchdas überall herbeigewünschte Resultat hervor , nämlich eine
viel lebhaftere Betheiligung an der Wahl . Ob dies dem
einzelnen und dem öffentlichen Leben mehr nützt , mag de
Ausgang ergeben . Es ist daher ersichtlich, daß gerade
diejenigen Parteien mit der größten Wirkung arbeiten , die
sich weniger an das llrtheil und mehr an des Wählers Ge -
müthsstimmung zu halten brauchen . Die kathol. Kirche, welchemit der Gewissensangst und die sozialdemokratische Partei ,
welche mit den Nothständen und den materiellen Begierden der
Menschen operirt , sie werden mit dieser Wahlart besservorwärts kommen , als andere Parteien , welche dieser
drastischen Mittel entbehren . Diese werden sich genöthigt
sehen , durch die Arbeit der Gesetzgebung das öffentliche
Interesse für sich zu gewinnen , was leicht zu einer
raschen Zersetzung des Staatslebens und damit zueiner Zerrüttung der öffentlichen Zustände . führen kann .Es sind also allerdings große Bedenken . vorhanden , von
dem indirekten zu dem direkten Wahlverfahren überzugehen .Aber es findet damit auch eine Verschiebung des Einflusses
gewisser Klassen der Staatsgesellschaft statt und darauf
glaube ich entschieden aufmerksam machen zu sollen . Bei
dem allgemeinen und indirekten Wahlrecht ist es der großen
arbeitsamen Klasse des bürgerlichen Mittelstandes möglich,
noch Schritt zu halten in der Betheiligung an den Wahlen .Sie wissen Alle aus Erfahrung , daß diese große und ich
darf sagen segensreiche Klaffe unserer Bevölkerung nichtdie Zeit hat , sich beständig mit der politischen Arbeit zu
beschäftigen. Sie ist an und für sich schon durch die Arbeit
der Selbstverwaltung sehr viel in Anspruch genommen , die
im Wesentlichen auf ihren Schultern liegt , aber auch noch
durch etwas anderes , indem die Sorge für ihre eigene wirth -
schastliche Existenz und die darauft ruhende wirthschaftliche
Existenz des Staates doch ein ernsthafter Gegenstand der
Arbeit und der Betrachtungen der bürgerlichen Mittelklassen
sein muß . Die bürgerlichen Mittelklassen haben diejenige
Organisation nicht, die entweder der Staat oder dieKirche oder
sehr heftige uud excentrischepolitischeParteien haben . Sie kön¬
nen auch imJntereffeder öffentlichen Ruhe und Ordnungvonden
Agitationsmitteln extremer Parteien keinen Gebrauch machenund schließlich haben sie diejenige Organisation nicht, welche

! nothwendig ist, um sich dauernd in der Agitation zu erhalten! und gerade das letztere kommt bei der allgemeinen und
i direkten Wahl , wo man ängstlich darauf bedacht sein muß ,i die Wähler zusammenzuhalten , sehr stark in Betracht . Wenn

man nur alle drei Jahre etwa auf den Kampfplatz tritt ,werden diejenigen , die immer darauf stehen, viel mehr Raum
und Licht haben und derjenige , der erst im letzten Augen¬blick erscheint, wird Mühe haben , die Oberhand zu erhalten .Es würde also durch die Einführung der allgemeinen di¬
rekten Wahl nach meiner Ueberzeugung der Einfluß der

^ bürgerlichen Mittelklassen sehr beeinträchtigt werden und
. das scheint mir ein vorzugsweise berücksichtigungswerther
! Umstand zu sein. Ich wünsche , daß der Einfluß dieses
! Standes auf das öffentliche Leben in seinem gegenwärtigen
! Zustande forterhalten bleibe , weil auf dieser arbeitenden
! und zugleich intelligenten besitzenden und zugleich dem Fort -
! schritte zugeneigten Klasse der Bevölkerung die Erhaltung
! und die Fortentwicklung der Staatsgesellschaft wesentlich be-
i ruht . Sobald man das allgemeine direkte Wahlrecht auch
> für die Landtagswahlen einführt , fürchte ich , daß der
! politische Einfluß dieser Klasse der Bevölkerung sehr in den
! Hintergrund geschoben wird , das möchte ich verhütet habenund deßhalb erlaube ich mir auch auf diese meines Er¬

achtens nicht unbedeutende Gefahr der Aenderung unseres
Wahlsystems hinzuweisen . Wenn ich alle diese Bedenken
betrachte , so glaube ich , kann man wohl fragen , ob man
ein Äahlverfahren , das an und für sich noch gar nicht die
öffentliche Freiheit bedeutet — wir haben ja diese Einrichtungin Staaten gesehen, in denen es mit der öffentlichen Frei »



s >ii nicht weit her war — welches die Selbständigkeit des
Wählers in einer viel geringeren Weise garantirt , als das
indirekte Wahlverfahren das immer sehr heftige Partei¬
agitationen wenn nicht Jahr für Jahr , so doch alle paar
Jahre in Aussicht stellt, und das jedenfalls mit Sicherheit
in Aussicht stellt, einen bedeutenden Faktor des öffentlichen
Lebens wenn nicht zu beseitigen , so doch im bedenklichen
Grade zu schwächen , — ich sage in Berücksichtigung alles
dessen darf man sich wohl fragen , ob ein solches Wahlver¬
fahren zur Einführung sich empfiehlt . Man sagt nun , bei
dem Reiche ist ja dieses System eingeführt . Wir haben
aber beim Reiche erstens die Erfahrungen damit noch nicht
»um Abschluffe gebracht, wir haben sodann beim Reiche eine
kräftige Korrektur durch die Diätenlosigkeit und wir haben
beim Reiche große Wahlkreise und einen großen Staat .
Es kann ein großer Staat derartige Einrichtungen , die stark
auf die öffentliche Meinung und auf die Umgestaltung der
öffentlichen Verhältnisse einzuwirken im Stande sind, viel
leichter ertragen , als ein kleiner Staat mit kleinen Wahl¬
bezirken , in denen die Ausgleichung nicht stattfindet , wie
dies in größeren Wahlbezirken eher der Fall ist, als ein

kleiner Staat , wo die Widerstandsmittel gegen etwa weiter¬
greifende Folgen jenes Wahlsystems nicht vorhanden find .
Denken Sie sich eine Kammer , die nach diesem Vorschläge
eingerichtet ist und fragen Sie sich , ob unsere Erste Kammer
im Stande sein würde , einem im Sturm gewählten und
nach heftigen Parteigegensätzen angelegten Unterhause die
Waage zu Hallen . Etwas anderes ist es im Reiche , in
welchem das Staatenhaus — so werde ich wohl den Bun¬
desrath hier nennen dürfen — eine ganz andere Kraft des
Widerstandes darbietet . Indessen es handelt sich ja gar
nicht darum , das politische Wahlrecht als eine neue Einrich¬
tung bei uns einzuführen , sondern vielmehr darum , ob wir
eine bisher bestandene und bewährte Einrichtung abschaffen

i sollen und da glaube ich , dürfen wir mit Genugthuung
zurückblicken auf das , was dieselbe nach der Geschichte des
öffentlichen Lebens in Baden sxit dem Bestehen unserer
Verfassung geleistet hat . Wir haben mit Hilfe unseres bis¬
herigen Wahlsystems uns durchweg einer besonnenen , dem
wahren Bedürfnisse der Bezirke und des Landes richtig auf¬
fassenden Zweiten Kammer zu erfreuen gehabt und durch
deren Mitwirkung eine sehr befriedigende Entwickelung unserer

Zustände , sowohl was die Entwickelung der bürgerliche «
Freiheit , als die der bürgerlichen Wohlfahrt betrifft , erlebeund ich glaube , wir sollten nicht so rasch und ohne ernste-
Besinnen irgend eine grundlegende Bestimmung unserer
Verfassung aufgeben , unter deren Schutz wir lange Jahre
hindurch mit wenig Ausnahme eine Periode der Wohlfahrtund des Friedens erlebt haben . Wir wollen daher diese
Einrichtung so lange , bis es sich zeigt, daß sie wirklich der Ent¬
wickelung uns eres öffentlichenLebens nachtheilig ist, nicht gering¬
schätzig bei Seite legen, wir wollen im Gegentheil uns mit
ihr , die doch durchweg eine für unser Land sehr erfreulicheund sehr befriedigende Zusammensetzung unserer ZweitenKammer ermöglicht hat , noch auf längere Zeit begnügenund wir werden unzweifelhaft dann noch längere Zeit da¬
bleiben , was wir jetzt sind, ein fruchtbringender , freier , ge¬
deihlicher Bestandtheil des Deutschen Volkes. Ich bitte
Sie also, auf die drei Anträge nicht einzugehen. Die Großh .
Regierung wenigstens vermöchte mit Rücksicht auf alles das ,was zuerst der Herr Staatsminister ausführte und was ichmir auszuführen erlaubte , auf diese Anträge nicht ein¬
zugehen.

Handel «nd Verkehr .
Rrsester Frankfurter Kurszettel im Hauptblatt

lil. Seite.
HaudetSberichte.

Berlin 26. Jan . Getreibemarkt. (Schlußbericht.) Weizen per
Za» . — , Per April-Mai 803 .—, per Mai - Juni 804 .50 . Raggen
per Jan . 141.—, »er April-Mai I4S . — , per Mai - Juni 141.50 . Rhböltäco 71 .60 . per Jan . 71L0 , per Avril -Mai 70.90 , per Mai -Jmii
70.80. Spiritus loco 49.— , per Jan .-Febr . 48 .80 , per April -Mai
50.90 , Per Mai -Juni 50 .60. Hafer per Jan . — , per April -Mai
136.—.

Köln . 26. Jau . (Schlnßbericht.) Weizen —, lvvo hiesiger 23.—,ioen fremder 28 .—, per . März 21 .35, per Mai 81 .80 . Roggen « ec>
hiesiger 16.50. per Marz 14.70, per Mai 14.50 . Hafer >»<o hiesiger15.25 per März 15.10 . Räböi > »-<, 38L0 , per Mai 87 .20.

Starker Schneesall.
6I -. Pari » , 26. Jan . ( Biirseu Nachricht .) Die Hauffe

machte schon gestern Abend am Boulevard « eitere Fortschritte . Heuteverbreitete sie sich beinahe über alle « arktgSngigen Werthe und hielt
erst gegen Ende des Geschäft » inue , , l» « an van der zwar nur aufGrund eine» Mißverständnisses erfalgten Einfahrt englischer Kriegs¬
schifte in das Schwarze Meer erfuhr . Die 5pr,z . Rente überstiegdenKur« von 110 und schloß 109.97 nach 110 . lö , 8proz . Mente 73.57
nach 73.75 , Italiener 78.70 mit einer Avance von 65 Cent , äfterr .Galdrente 65 , ungarisch« Goldrrntr , schon in de» letzten Tagen sehr
begehrt, erreichte heute 79 Türken 9.60 , Egypter 159.37, Banqoeottomane 372, spanische äußere Schuld 12 °/, , österr. Staatsbahn 543
(die heutige Semaine sinancibre" berechnet die Dividende dieser Bahnfür da» Jahr 1877 auf 29 oder 80 Fr ., die letztere Ziffer für wahr¬
scheinlicher haltend) , Lombarden 171 nach 175, österr. vodenkredil 258,Banque de Paris 1072 , Foncier 645, Mobilier 165 , spanischer Ma -
bilier 59l , Surzaktien 775 .

Hamborg , 26. Jan . Schlußbericht. Weizen matt , per Januar>06 G„ per April -Mai 209 G ., Per Mai -Juni 211 K . Roggen per
Jminar 148 G .. per April -Mai 148 G ., per Mai -Juni 148 G.

Bremen , 26. Jan Petroleum . ( Schlußbericht.) Standard white
loev 11.— , per Februar 11 — , Per März 11. 10 , per April12L0 . Ruhig .

Mainz 86. Jan . Weizen per März 21.40 , per Mai 21.25.
Roggen per März 15.40 , per Mai 15L0 . Hafer per März 14.75 .« Sbäl per Mai 37.20.

Pesth , 26 . Jan . Usanceweizen 10.70 bis 10.75. !
Weizen Qualität 72"/, „ Kilogr. 10.65 bis 10 .75 st. Weizen Qual . !

78»/,y Kilogr. 11 .95 bi» >2 . st . Roggen Qnal . 70—72 Kilogr. >7.40 bi» 7.65 st. « erste Qual . 62— 63 ' ,, « Kilogr. 8 .85 bi» 10 .20 fl.
Hafer Qual . 41- 43' /,« Kilogr. 6.50 bi» 6.65 fl. Mai » 7.25 bi»

1 Paris , 26. Ja ». Rübäl per Januar 99.—, per Febr . 98.25,Per März - April 97.75 , per Mai - August 95 .60 . Spiritu » perJanuar 57 .75 per Mai - August 58L0 . Zucker , weißer , disp.Nr 3 vrr Januar 64 .—, per Februar 64 .25 per Mai -August65 .— Mehl 8 Marken , per Januar 69L0 , per Februar 68 .50,per März -April 68.25 , per März -Juni 67 .75 . Weizen per Januar3150 , per Februar 31.50 , per März-April 31L0 , per Mär, -Juni81 .50. Roggen per Januar l9 .50, per Februar 1925 , Per März -
April 19.50, per März -Jum 80.— .

Amsterdam , 86 . Jan . Weizen per März 816. Roggen per! März 176, per Mai 180.
j Antwerpen , 86 . Jan . Petralenmmarkt . Schlußbericht. Stim -
j mung Baisse. Rasfinirle » Type weiß disponibel 27»/, d., 27» , B .,Jan . 87' /. d. 87- !. B Febr . - b , 27' /. Mär , - d. 27' /. K..7.30 , Hirse 7 fl. bi, 7 .25 fl. Mais 48 ' /, —49. Spiritu » 30 -/, - 31 .

Septbr . — b., 30 ' /, B . Kaffee matt.
London , 26. Jan . (11 Uhr.) Eonsol» 95 - -/,„ Lombarden —,Italiener 78 '»/,«, 1873er Russen 81»/„ nrnr Ruff«» — .
Laadaa . 86. Jan . (2 Uhr.) « ansol» 95»/, . fund. Amerik. —.
Liverpool . 26. In « . Boumwollrumarkt . Umsatz ;8000 Ballen Eher beffer , aus Zeit höher .
R « w - U « rk , 85 . Ja ». (Schlußknrse.) Petroleum in New-Nork18- /„ dt» , in Philadelphia 11 »/, , Mehl 5,85 . Mai, (ald mixed ) 61,rother Winterweizen 1,37 , Kaffee . Rio gaos fair 16»/» , Havauna -

Zucker 7»/. , Getreidesr- cht 5-/», Schmalz 8 -/», Speck 6 -/, .Bauwwall .Zufuhr 22000 B ., Anssnhr nach Großbritannien 10000B . da. noch dem Lontinent 6000 B .
Baumwolle . Wochen -Znfnhr in der Union 159,000 V.. Export nach

Großbritannien 78,000 B. , »ach dem Kontinem 40,000 B . Barrach877 .000 B .

WittermdgSbeobAchtmege »
der meteorologische. Statt», Karlsruhe.

Januar
Büro-
Meter.

Lherso-
rneier
io 0.

Keuch-
W »d. Hlamel.

26 . Mttg«. rNhr 746 .0 - 0 .8 62 NL . s. de« .
. » acht« » Uhr 751 .5 — 8 .6 90 klar

27 . « rg«. 7ll»r 7549 - 4 .8 95 SW . bedeckt

, « tilg«. r u»r 754 .0 - 1 .6 88 GW. bedeckt
. « achtoovhr 754 .7 - 2 .2 95

28 . « r^ . 7lldr 754 .9 - 3 .8 96 w. de« .

Beine , k » ,

veränderlich.

veränderlich.

heiter.

»-

Verantwortlicher Redakteur:
Heinrich G >>ll in Karl»rnde-

Preise der Woche vom 13 . bis 20 . Januar 1878 . (MttgeqeUt v« , Statistische » « nrrau.)
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1 Zentner l Pfund 1 Liter 4 Ster 1 Zentnerck .Pf . MM M .Ps . M. Pf . M . Pf . MM MM M .Pf . Pt Pi - Pf- Pf - Pf. Pf . Pf - Pf . Pt M .Pf . Pf . Pf . Pf - M . M . M . Pi .lM . M . Är. Ps. M.PrTvnstanz . . 11. 11. 50 8. 50 - - 8 . — 3. 20 3 . 50 1. 33 25 17 14. 72 87 60 70 70 75 1. 30 75 30 95 50 — 32 .—Ueberlingen . 11. 85 ii . - 8 . 21 — — 7. 15 8. — 2. 50 — 26 18 15 70 65 64 70 60 70 1 . 20 80 40 90 46.- 30 . -Billingen . . — — 12 25 - - — 7. 20 1. 90 1 . 98 1 . - 25 20 14 74 64 64 64 _ 70 - 85 80 32 100 38. 24, —WaldShnt . . — — — — — — — — 1 . 40 24 18 15 64 — — 60 — 65 1 . 6 90 40 95 45 .- 27.— _ _ - — — _ —Lörrach . . . .
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Bürgerliche Rechtspflege.
LkffrnMchr AufforderungenV.936. Rr . 1580. Müllheim . Frie -

drich Valentin und Wilhelm August Kie -
ser iu Oberweiler lausten im Jahr 1878
da» Rädert Meier von da 1 Viertel 4 Rn -

Acker am Jnnerberg , GemarkaugOberweiler , neben Friebr . Lang und Rik.
wrenacher.

Wegen mangelnden Eintrags im Grund -
buch ist e» ungewiß , ob Personen vor-huiden sind , welche persönliche oder ding-«che, lehrnrechtliche oder stdeikommiffarische
Ansprüche in Bezog auf die Liegenschaftwachen können oder wollen , und es wer¬
fen ans klägerischen Antrag alle diese Per -
I»nen gemäß , 684 ff. der b. P O . ansgefvr-k « . ihre Ansprüche

binn « n2Monaten»^ ter geltend za machen , widrigenfallsI« che dem neuen Erwerber gegenüber »er--« «n gehen.
Müllheim, den 18. Januar 1878 .

Großh bab Amtsgericht.
Lederle .« 8M . Nr . 728 . Stans « ». MariaAu» , Finfgkld , lediz , „ a Heiterrheim« fltzt ans » » leben ihrer Elter » , Johann« ünfgrld Eheleute »an dart, ans der Ge-

wnrkang Heitershei« folgende Ltegeuschaf -
o- 9 Ar Acker am Obergallenweilerweg,neben Franz Antan Allgairr »nd
. Johann Schlatt ;^ A >r Reben in der vrech , »eben Io -
, j - i Hagenbach und Lukas Strub ;^ A» Acker i« Lai , neben Anti »

Stapf nud Jases Anton Vrenble .
Wegenmangelnder Erwerbsnrkunden »er- ^

weigert dos Ort »gericht den Eintrag und die
Gewähr zum Broaddnche .

E» werden dc- hald alle Diejenigen , welche
an genannte Grundstücke — in den Grnnd -
und Psandbücheru nicht eingetragene, auch
sonstnichtbekannte — dingliche Rechte, lehen¬
rechtliche »der stdeikommiffarischeAnsprüche
zu haben glauben, oufgesordert, solche

innerhalb 2 Monaten
dahier geltend zu machen, widrigen» diese
Rechte der Maria Anna Fünfgeld , le ig,van HeiterSherm gegenüber für erloschen er¬
klärt würden .

Staufen , den 16 . Jannar 1878.
Graßh . bod. Amtsgericht.

Htldebrandt .
B .879. Nr . 729 . Stans « n. Jahauu

Georg Waßmer Ehefrau , Stefanie , geb.
Schmidt , von Schlatt besitzt aus der
Berwögensübergab « ihres Barer » Jases
Schmidt , Marker »an Thuusel , «ns der
Gewarknng Thnusel folgen»» Ltegenschasteu :

». 18 Ar Matten un Schlaghawmer ,
»eben Jahan » Baptist Elwlinger Er -
den »nd Graben ;

b. S Ar Acker ans dem Bühl , neben
Franz J ^sef Karle »ob Sebastian
Lutz *

v. 9 Ar Matten im Feldrian , neben Ja -
Han» vnrgert »nd Andrea» Reu -
mrtzer.

Segen « angelnder Lr « erbsirrkündenver¬
weigert das Ortsgrricht de« Eintrag »nd
di« Gewähr znw Grundboche.

Es werden deßhalb alleDiejenigen, welche

au genannte Grundstücke— in den Brund -
uu» Psandbücheru nicht eingetragene , auch
sonst nichtbekannte— dingliche Rechte , leheu-
rechtliche oder fideiceMwiffarisSeAnsprüche
zu hoben glauben, ausgesordert, solche

innerhalb 2 Monaten
dahier geltend zu machen . widrigen» diese
Recht« der Johann Georg Waßmer Ehe¬
frau , Stefanie , geb . Schmidt, in Schlatt
gegenüber für erloschen erklärt würden .

Elansen , den 16. Jannar I87S.
Großh bad. Amtsgericht.

Hildebrandt .
V .862. Rr . 943. W - lsach . Engel -

wirth Benjamin Schnetzer von Hausach
besitzt bei seme« in der Stadt Hausach gele-
genen Wahnhause einen Hal .schopf , dessenPlatz mit dem Rebevplatz 803 ÖSchoh
enthält nab einers. an den Weg gegen die
Sixl -Kapelle , anders. , u Philipp Enqeffer,ooraen an Stadtalmend »nd hmlen aff Au¬
selm Schätzte stößt.

Mangel » einer Erwerbsorknnde weigertdas Ortsgericht die Gewihrung , « eßhalballe Diejenigen . welche io den Grund - und
Uvterpsandsbüchera nicht eingetragene ding¬liche Rechte , lehenrechtliche aber stdeikom -
miffarische Ansprüche an obige Ltegenschafthaben, aufgesordert » erden, solche

binnen » ier Woche »
bahier geltend za machen . widrigen» diesel¬
ben de« neuen Erwerber gegenüber für»rrlarea erklärt würden.

Walsach, den 20. Januar 1878.
Großh . bad Amtsgericht.

H . K , h l u » t.«.940. Rr. 1473. Sinsheim . Dir

Kinder und Erbe » der »erstarbenen Ehefrau
de» Heinrich Hagenlocher , frühere Wittw
de» Johann Hagenlochcr , Margaretha ,
geb. Knnzclnik »an hier , ererbten von
ihrer Mutter 11 Rathen 79 Schuh Kraut
garten in der «deren Holz»»« , neben sich
selbst und neben Heinrich Hagenlocher, Ge
markung Sinsheim .

Auf deren Antrag werden wegen Mangel »
eines Grnndbuchseiatrag » alle Diejenigen,
welche an diesem Grundstück in den Grund
und Psandbücheru nicht eingetragene , auch
sonst nicht bekannte , dingliche Rechte, oder
lehenrechiliche oder fideicammiffarische An-
spiüche haben oder zu habe « glauben , aus
gesarder», solche

binnen 8 Wochen
dahier geltend za wachen , widrigen » salche
denneuen Erwerbern gegenüber für verloren
erllärt werden .

Sinsheim , den 16 Januar 1878.
Großb . bad. Amtsgericht .

M n ß l e r.
A . HSssner .

V896 . « r . 731 . Ewmendiugeu .
In Sachen

Johann Jakab Diehr , Ziw
mermann in Bahlingen ,

gegen
unbekannt « Dritte ,

Eigenthnm brtr .
Rackbem ans bie diesseitige Anfforderung »in^

bew Aofforderungskläger gegenüber sür er.
loschen erllärt .

Emmenbingm, den 8. Januar 1878 .
Großh. bad Amtsgericht.

». Ratteck ." v,839 .2Nr . 547. Breisach . Rach-
dem auf unsere Aufforderung vom 30. Au¬
gust » . I , Rr . 11 .546 , Ansprüche der ge-
nannten Art an die dort bezeichnet «» Lie¬
genschaften nicht geltend gemacht wardea
find , s, werden solche de« Johann Erds -
lau» alt und dessen Ehefrau Theresia , geb.
Friedrich, von Sasboch gegenüber für erlo¬
schen erklärt.

Breisach, den 9. Jannar 1878.
Großh biw. Amtsgericht.

M S ß n e r.
« 853 . Nr . 587. Schönau

I . S .
der Gemeinde Oberböllen

gegen
unbekannte Berechtigte,

Aufforderung zur Klage btr .
Nachdem auf die diesseitige öffentliche Auf-

forderun, vom 30. Oktober v . I .. Nr . 9041,an die dort beschriebenen Liegenschaftenweder dingliche , lehenrechtliche « der fideikom -
issarische Ansprüche geltend gewacht wnr -

den , werden solche der Gemeinde Oberböl¬len gegenüber für verloren erklärt.
Schönau , den 18 Januar 1878.

Großh bad. Amtsgericht.
F . Tlauß ,

« 869. « r. 4722. Mannheim .
I . S .

Gebr. Abenheimer hier
gegen

Unbekannte ,
Eigenthum betr.

Beschluß .
Nachdem aus die dieffeilige Aufforderung

vom 80. Oktvber I ., Nr . 57,878, Rechteund Ansprüche der dort genannten .Art auda» bezeichn,te Grundstück nicht geltend ge¬
macht wurden , werden solche den jetzigen
Besitzern gegenüber sür erloschen erllärt .

Mannheim, de« 17. Januar 1878.
Großh. bad. Amtsgericht

H « f w a nn .
B905 . Nr . 4422. Karlsruhe . In

Sache» der Ehefrau des Anton Braun IL .
»an Beiertheim gegen Uudekannte, Eigen -
thuwssreiheit betr.. weiden aus klägerischen
Antrag alle »ielenigen Ansprüche, bezüglichberen.die diesseitige Sssentliche Aufforderungvom 25. Juli 1877 in Ansehung der dortdenannteu Liegenschaft ergangen ist . »nd
welche iu d r gesetzten Frist nicht sage -meldet wurden, den ueaeu Erwerbern oder
Unterpfand,gläubigem gegenüber für erlo-
schon erklärt.

Karlsruhe, den 18. Januar 1878.
Großh. bad. Amtsgericht.

». Br » « «.

»am 80 . Septbr . d. I , Rr . 15,448 , inner
'

halb der bestimmte« Frist dingliche , lehen -
rechtliche»nd sidrrkvwm' ffarische Ansprüche
»« die dart bezeichaeten Liegenschaftennicht
geltend gemacht «« de» find , » erde» solche

Eggte».V .923 Rr . 1810. Engen . V«p »Felix Fluck I. , Lovdwirth von Leipfrr -
habea wir Gant erkannt, und eswir» nnuwehr zum Richtizftellung» . nutz

Barzngsierfahre « Tagsahrt »nberanmt auf
Mittwoch den 80. Februar ,varmitt,, , ' /,9 Uhr .Es werden alle Diejenige» , welche an»
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»x>» immer für eiuem Vrunde Ansprüche
« die Gantmaffe machen wollen, ansexsar-
derß^ Wchr i» »er äiqe'eot« Tttzftch« b»

»echmlg de- iurchlnksssvo , dev,GM»
iplrch oder dopt, . gehtzüg r evollwLch,,'

schriftüchoder müodüch, aurrMloeü
jlltzftich ihreetwaiM LorznM- ot«

«u»e>» ftmd «rechft z» bezeichnen , Mi « ihr»
BrpMnrftmden vvrznlegru oder den vo -
W«B durch andere Beweismittel anzi

In derselben Tagsahrt wird ein.
psftAet und ein GlänbigerauSschutze
nndzein Borg- oder Nachlaßvergltich vtt-
sucht werden, und e» werden in Bqnguus
Borapergleiche und Ernennung,de» Mrffe-
pfieoer- und GlänbigeranSschuffeSdftRuht-
erscheinende» als der Mehrheit der Erschie¬
nene» , beitretend angesehen » erd« ».

Htti kn Ausland« wohnenden GMWger
habey, längstens bis Za jener TagsghM ftpev
dahier » otzlpide« Gewalthaber für dev
Empftmg aller Linhändignugntzu! oe^esteu ,«elchenech de« Besetzen der PM4 > selbst
aeschKe» sollen, mideigeüsallS alle weiteren
VerWanngen und Erlenntntsse mjtd« : glei¬
chen Wirkung , wie weil« Ke der Pärteser .
öffnet wären , nur «« dem SitzüÜgSov» de«
Gericht- angeschlagen , beziehungsweise deu
im Ausland « wohnenden Mündigen»,- der« ,
Aufenthaltsort bekannt ist , durch die Post
zugesendet würden .

Engen, den 19, Januar 1878 ,
Großh . bad. Amtsgerichts

v. Stetten .
» ggl - r.

« .SSV. Nr . 1304. Radolfzell Ge-
ge» Uhrenmacher Eduard Haa » in Singen
haben wir Gant erkannt , und «S wird nun¬
wehr zum Richtigstellung»- und Vorzug»,
«erfahren Tagsohrt anberanml arkf

Freitag den IS . Februar ,
Bor » . 9 Uhr .

LS « erden alle Diejenigen , welche au»
« aS immer für einem Grunde Ansprüche
an die Gantmaffe machen wollen , aufgefor-
dert, solche in der »ngrsetzten Taasphrt , bet
Vermeidung de» Ausschlusŝ ' ' Vön . der
Gant, persönlich »der durch gtzhöttß Bevoll¬
mächtigte, schriftlich oder mündlich, « izu-
melden und zugleich ihr« etwaigen Vorzug »-
«der Unterpfand- rechte zu bezeichnen , sowie
ihreBeweirurkunden »orzulegen «der den Be¬
weis durch 'ändere Beweismittel anzotreteu .

Iu der seiden Tagfahrt. wftd ein Maffr-
psleger m' d ein Kläubigetoutschufi ernannt,„nd ein Barg- oder Rachlaßoergleich ver -
lucht werden, and e» werden in Bezug aus
Vargoergleiche und Ernenuuna de» Maffe-
»stegrrS uud GlänbigeranSschuffeSdie Nicht,
erscheinendenals der Mehrheit der Erschie¬
nenen beitretend angesehen werden.

Die im Auslande wähnenden Gläubi-
ger haben längsten» bi» zu jener Tagsahrt
eine:
den

llenstellen , welche nach
selbst geschehen s.sollen , widrigenfalls alle
weitere» Verfügungen nnd Erkenntnisse mit
der gleichen Wirkung , wis wenn fie der
ParÄ erbtzuet wären, nur »« .hem Si -
tznngßorts deS Gericht» aügttchlagen , be-
zfthaüßstweisedenjenigen ich Ausland« « ah-
neudm Gläubigern , deren Luienthalt- ort
betattnl ist, durch hie Post zugesendetwürden.

« Alfzell , den 24. Jannar 1878 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Ernst .
L .99S . Rr . 66V. Staufen . Gegen

Johann Rill Wittwe , Mchch, geb. Groß,
»an Offnadiogen habe« « ichGan « erkannt,
und e» wird uanmeht ; znm

'
WchttgstelluWgSe

nnd Vor,»>r »erfähr «a Lagsahrt auderanwt

Donnerstag den 21 . Februar 1878,B » rwi ttäst » ,8 ' /^ Uh r.
LS., « erde» alle Duiechgm, weiche an«

wa» tmin'er ftzr einem Grrmoe Ansprüchean
die Gätzümoffe machen wolle« , onsgrsordrrt ,
solchrH» Ker angelrtzten Lagsahrt , bei Ver¬
meidet » de» AuSschlllffeS ,«qn der Gant,
persönlich oder dnpch gehörig Bevollmäch¬
tigte, schriftlich oder mündlich , anzümelde»
»nd zugleich ihre etwaigen Vorzug»- »der
UnterpfaudSrechte zu hezychnm , sotvchihre
BeweiSurkuaden. vorzuleaeü «der den Be¬
weis durch andere BewciSipittel anzutrtten.

I » derselbe » Lagsahrt wirtz ftn Mast».
Pfleger und ein GlänbiaeränSschuß ernannt,
und rin Borg- »der Nachlaßoergleich ver¬
sucht werden , und e» « erde» in Bezug »ns
vorgoergleiche »nd Ernennung de» Maste-
Pfleger » und LlSqbigerourschuffeS die Nicht-
erfchrinrndm al» der Mehrheit der Ursch
neaeH beitretend angese -m werden.

DiLim AnSlande wphvfnden Gläubiger
Habers Gugfieu » hi» zu jener Tagsatzrt eine»
dahier .wohnendenGewchthaher für den « m-
psaug Aller Einhäadigungen zu bestellen ,
welche »«ich den Gesetzen her Partei selbst
geschehen sollen, widrigenfalls alle «eitere«
Verfügungen uud Erkenntnisse mil der glei-
chen Wirkung , wie wenn A« der Partei er-
öffnet wärm, nur ov dam SitzuvgSorte de«
GerichÄ angeschlagen, beziehnugSweiseden.

lM ich » „»lau», mahnenden Glinbi-
, AaK"thalt prkaont ist, durch die

«lendet Mürben . ,
hm 2S. Jopnar 1878.

Großh . bad . Amtsgericht.
, HilbeKroudt .

B.9S7. Rr . 3848. Heidelberg . Ge-
or» « schschreibrr »nd HandelsmannJosefSinter von Nohrboch h obm wir Gout
« könnt, de» Ta , de» » uebcuch« teS Zah.
lnvMnuoermömv » aus dm 28. November'
1877 sestgeprllt nuh Lagjohrt zum « ichttg -
ßrllungS - »ud Vorzug»verfahren aus

Samstag de« 9. Februar ». I ,« arm . 8 Uhr .
anberaumt .

Alle ,
' welche auh irgend einem Grunde

Ansprmhe an di« Gantmaffe machen wolleu,
» erde« anigrsvtbchl , solche sin dieser Tag-
fahrt , dei Vermeidung de» » uSschluffe » von
»er Gant, persönlichchüerdnrch gehörig ve -

Vvllmichtigte, schriftlich »der mündlich « i-
zomeldm pod zugleich di« etwaige» Vor- ,
zichtzi- und UnfttpsoiibrriWezu bezeWtrv ,die der Anaeldmde geckttM wachm Mills
« ch gloichzeitigdit, BeweiSnukandm vorz»-
legen, »derHeu Beweis mit andern Beweis -
mittel» «vzmtbten .

In detselben Tätzsahtt wiid ein GläM -
«äit- schnß ernannt , auch tiu Borg- odtt
achlaßverglrichVersücht, »nd eS solle« dft

Nichterscheinendm io Bezug, aus Borgver¬
gleiche und jme Lriiennüttgea als der
Mehthrft der Erschienenen beitretend an¬
gesehen werden.

Wege» «ine» Nachlaßvergleich» wird avf
dir Bestimmungen »rr Antz- Sitze 220 st.
hinaewies-v.

Die du AnSlande wehnenden Gläubiger
haben längsten» bis zu jener Tagfahrteinen
bahier wohnenden, Gewalthaber für dm
Empfang aller EdchänbMngen zu de-
stellen , welche nach den Gesetzen der Partei
selbst geschehen sollen, widrigenfallS alle wei-
terenBsfttzungen »nb Erkevntniffe nnt der
gleichenWdknug , «iewrn» fie der Partei« «
offntt wären, , nur au dem SitzungSarte
de» « tricht» angeschlagen , beziehungSjveisedm im AuSlaude wohiimbM Gläubigern ,
der en Ansm holtSort bekannt ist, durch die
Post zugesendetwürden.

Hetdelberĝ .den 24. Januar 1878
Großh bad . Amtsgericht.

Büchner .
B97S . Nr . 4128. Heidelberg . Gr

M Schirmmacher Heinrich Staub von hier
«dm wir Gant erkannt und Tagsahrt znw
Richtigstellung », und BorzugSverfahrm auf

Montag den 11. März ,
BarmtttagS 9 Uhr ,anberauwt.

ES werden nun Me , welche au» irgend
einem Grunde Ansprüche an die Gantwastr
machm wollm, anfgefordert, solche in dieser
Lagsahrt , bei Vermeidung des Ausschlusses
von der Gant, persönlich oder durch gehörig
Bevollmächtigte, schriftlich »der mündlich an-
znmeldennnd zugleich di« etwaigen BorplgS-
oder Unterpfand-rechte zu bezeichnen , dre der
Anmeldend« geltmd machm will , auch gleich-
zeitig die BeweiSnrknndm vorzulegen oder
dm Beweis mit andern Beweismittel »
auzutreten .

Ja derselben Tagsahrt wird ei» Gläu-
bigerauSschnß ernannt, auch ei» Borg- öder
Nachlaßvcrgleichversucht , and er sollen die
Nichterscheinendm in Bezug aus Boraver-
gleiche nnd jene Ernennungen al» der Mehr -
heit der Erschienenen beitretend angesehen
werden.

Die im AuSlaude wohnenden Gläubiger
hoben längsten» bi» zu jener Tagsahrt einen
dahier « ohnenden Gewalthaber für de»
Empfang aller Einhändigungen zu brstellm,»eiche noch dm Gesetzen der Partei selbst
geschehen sollen, widrigenfalls alle weiteren
Verfügungen nnd Erkenntnisse mit der glei-
chen Wirkung , wie wenn fie der Partei er-
öffnet wärm, nur an dem SitzungSarte de»
Gericht- angeschlagen , beziehungsweise dm
im AnSlande wohneudm Gläubigern , deren
Aufenthaltsort bekannt ist, durch die Pop
zugesendet würden.

Heidelberg, den 2b. Januar 1878.
Großh . bad . Amtsgericht.

« ah .
B.SS8. Nr. 1080. Triberg . Ge-

gen Uhrenmacher Theodor Weiss - r von
Fnrtwangm habm wir Gant erkannt und
znm Richtigstellung», und Vorzug-verfahren
Tagsahrt anberauwt auf

Dienstag den 19. Februar ,B » rw . 9 Uhr .
ES werden alle Diejenigen , welch« U».

sprüche an die Gantmaffe machen , aufgesor-
dert , solche in der Tagsahrt bei Berweidm
de» AuSschlnffeS schriftlich oder mündlich
anzumeldeu, etwaige Vorzugs - oder Unter-
psandSrechtezu bezeichvtti , BeweiSnrknndm
vorzolegen «der dm Beweis dnrch andere
Beweismittel anzatreten .

In derselben Lagsahrt wird ein Maffe-
vfieger und GläubigerauSschuß ernam«, ein
Bor, - ober Nachlaßvergleich versucht und
in Bezug aus vorgoergleiche «nd Ernen¬
nung de» Maffepsteger» nnd GlänbigerauS -
schnffeS die Nichterscheinendmals der Mehr -
heit der Erschienenen beitretend angesehen
«erden.

Die im Ausland « wohneudm Gläubiger
habe» «i»G in?,Inland wohnhoftm Zustel-
lung-gewalthabn zn bestellen , widrigensÄl»weiter« Verfügungen nnd Erkenntnisse mit
der Wirk«ug der Eröffnung au brr GeinchtS -
tasel , « «̂ schlagen , beziehmlgSweift dm
Gläulngeru, deren « nfmthatt bekannt ist,
durch tzie Ppst zugesendet werden.

Triberg , den 24. Januar 1878.
Großh . dad. LmtSgericht.

Singer .
- > Wvlprrt .

V.9S1. « r. j1b02. Tauberdischof ».
, hei « . Gegen de» Nachlaß »es 7 Schäfer»
Anton . Hormon « »ou Lauda habm wir
Gont «ktanut , pnd e» wird nuvwehr znw
Richtigstellung»- u. VorzugSverfohrm Tag-
fahrt auberanmt ans

Dienstagde » 19- Aebruar ,
. früh lO . ll hr .

L» werdm alle Diejenige» , « elche « »S
wa» immer fürmnemGrunde Ansprüche «
die Gantmaffe machm wollen, anfgefordert,
lotche in der »ngesrtztm Tagsahtl, bei Ver¬
meidung , de» AuSschlnffeS von der Gout,
persönlich, oder durch gehört, Bevollmäch¬
tigte, schriftlich -der mündlich, auznmelde»
uud zugleich ehre, rtwnigm VorzngS- »der
UnlerpfandSrechtezwbezeichne » , Mi « ihre
VrwriSurtuudm vorzulegm »der dm Be¬
weis durch andere Beweismittel auzutreten .

In derselbm Lagfohrt wird ein Maffe-
pftqer und ei» GliMgerauSschußernimn«,und ein Borg- »der Wachlaßvergletch »er-
sucht werdm , und «S werde« in Bezug «ns
Borgvergleiche und Ernenn»»« »et s
psteger» »nd Gltubigerontjchnffetz die

rrschrineadm ol» der Mehrheit der Erschie -

Die « l ömSlimb« wotzneydm Gschwwyr
btbfte tinj f̂teü » bit jn 'ierÄ Tagfahtt öinev
»chlor wohtimdm GewMGick « für dw>
chmvsangBller « tnMdichGgmg » beftch« ,.

ichrhen sonen, widrigenfalls alle wetteren
Vetfügochgi« und Erkenntnisse mit der
gleichen Wirkung » »ft wenn fit der Partei
erßffnet wäre» , mir iu dem SitznvgSoM
de» Gericht» angeschlagm , beziehnugSweise
dmjmigen im Anslande wohneudm Aläu-
bigeiti , btten AulenchaltSbrt beninnt ist,
durch »ft Post zugesendet würden .

LonberbzschasSheiw, 28. Januar 1878 .
Großh . b»d, Amtsgericht .vr . Sünzburger .

G.9A . Nr. 122tz . ' WeinheiM . Ge-
grtiHaodelSwaunAren Kaufmann »an
Lützelsochse» haben wir Gant erkannt , nnd
eS wirft, nunmehr zum RichtigstelluugS-
«ud VorzugSverfahren Lagfchrt anberauwt
aas

Mittwoch den 2V. F -kbrnar ,
, „ . Vorm . 8Mhri / ,

Lfl w«rden alle Liejeuigm , welch« ou»
« a» immer für einem Grunde Ansprüche
au die S mttmaffe machm wollen , atffgefor-
dert, solche in der angesetztm Tagfahrt, bei
Vermeidung de- AuSschlnffeS von der Gant,
persönlich «der durch gehörig vevollmäch-
tigft, schriftlich oder mündlich , anzameldm
und zugleich ihre etwaigen Vorzug - »der
UnterpsandSrechftzu bezrichnm , sowft ihr»
BeweiSnrknndm vorznlegen oder den Be¬
weis dnrch avder« Beweismittel anzutreteu .

I » derselben Tagfahrt wird ein Masse
Pfleger und ein GläubigerauSschuß ernannt
nnd ein Borg- »der Nachlaßvergleichversucht
werden, und e» werdm in Bezug ans Borg -
Vergleich« und Ernmaung de» Maffepfle-
gerS uud MävbigeranSschuffeS dir Nicht-
erscheinmdm als der Mehrheit der Erschie-

f neuen bettreteud angesehen werden
> Die im AnSlande wohnenden Glänbi-
. ger haben längsten» bi» zu jeaer Tagfahrt
! einen dahier wohnenden Gewalthaber für
^ den Empfang aller Einhändigungen zu be¬

stellen , » elche nach den Gesetzen der Partei
^ selbst geschehen sollen, widrigenfalls alle
! weiteren Verfügungen uud Erkenntnisse nnt

der gleiche» Wirkung , wie wenn fie der
Partei eröffnet wärm , nur an dem Si -
tzuvgSorte de» Gerichts angeschlagen, be¬
ziehungsweise dmjenigen im « urionde woh¬
nenden Gläubigern , deren AusenihaltSort
bekannt ist, durch die Post zugesendet wür¬
den.

Weinheim, den 24. Januar 1878 .
§ Großh . bad . Amtsgericht,
s Iä «kle .
j « 921. Rr 1633 . Engen .

I . Ja der Earitsachede » Longia Bk« un ,
Orgelbauer von Leipferdiugea, worben olle
diejenigen Gläubiger , welche in der heutige»
SchnldeoliquidationS -Tigsahrt ihre Forde¬
rungen nicht angeweldet haben, von der
vorhandenen Maffe auSgeschloffm.

! II . Nach Ansicht de» ß 1060 P .O . wirb
in der Gant

ouSgesprochen :
Tiaria . Ehesrau de» Gantschald-

nerS , g b. Zwilk, von Leipferdivgm
sei berechtigt, ihr Vermögen abzn-
sondern.

Eugev , den 19. Januar 1878.
Großh . bab . Amtsgericht,

o. Strtt e u.
Egtzler .

V.927. Nr . 1472. Ueberlivgen .
Di, G ««t

gegen
Johann Baptist Ri gglgr von
Mittelstenweiler betreffend.

Alle »iejmigea Gläubiger , welche ihr»
Forbernvgrn vor ober in der heutigen Lag¬
sahrt nicht avgemeldet habm , werden hier¬
mit von der vorhandenen Maffe »nSge -
schlofsm .

Ueberlingm , den 18. Javnar 1878.
Großh . bad . Amtsgericht,

von Wolbeck .
Heckmann .

« 277 . Rr . 1830. Breisach .
Die Gant gegen Joses Os¬

wald SchieS jang »on Burk-
Heim und besser , Ehefrau, Anna
Maria , ged. Bmkhardt, »au da,
beft.

L» ergeht
I. » » « schlnß - Lrkeuittniß .

Diejmigen Gläubiger, welch« ihre For¬
derungen di» znr heutigen Lagfohrt nicht
»»gemeldethobm , werdm hiermit von der
»orhondeae» Masse aaSgeschloffen. «,

II . Rach » vficht deS § 1060 Pr .O. wir»
die Gantftau für berechtigt erklärt , ihr Brr -
mögen von dem ihrm Ehemannes adza-
sondern.

Breisach, dm 19 . Jan «« 1878.
Großh . dod . Amtsgericht.

M ö ß « e r.
B.962. Nw4Sb8 . Pforzheim .

AnSftchlnß -Grkenntviß .
InderGamgegen Rax deNeSlr »«»

hier , » erden Alle , welch« ihre Ansprüche^
nicht vor ob« tu der Togsahrt vom 26. b. M.
«»meldete», von der Maffe « - geschloffen .

Gemäß ß 1060 b. P .O . « ft» die Ber-
« ögmSabsonderong zwisch « dem Gant-
man» »n» seiner Ehesr« , Emilft , ge».
Dennig , hier, »»Sgesprochm.

Pforzheim , de» 23. Jouuor 1878.
Größh . bad. » wtSgrrich».

Arn » l bj
« 274 . Rr . 11b4. Buche ».

Die Gant
der Lorenz Ettmonger Ehr-
ftan »ou Alcheim , z. ZU in
« »«bach , bet,essend.

c Alle diejmigeer Gläubiger, welche ihre
Fordernngeuvor »der in der hrvtigen Tag-

rt uicht avgemeldet haben , Mertzen hiyc-

mit »on der vorhandenen Maffe anSgr-
schbHm -, ^

Bachen, den 14 , Janpor 1878
Großh . bad . Awttgrricht .

Set bi
« 26 » Nr. S410. Mavnhei « .

Di« Gavß tze» giannormeistee»
Johann Martin Kirsch hier
betreffent.

veschknß .
In obiger Gansach« werdm alle diejeni¬

ge», , Gläubiger , welche , „ r ober in hm-
nger Lig«idqtj»n»»«gsahrt chre Forberangen
nicht angemewet hoben, mit ollm ihren An-
sprüchm von der Gantmoffe öuSoeschloffem

Mannheim , »en 18 Jävnor 1878 .
Großh . ba». AmtSgeräch «.

W - lli . o .
vrrmöaeasabsondtntngt «.« .978 . Nr. 10S1 Konst - uz . Die

Ehesrau beS Maurer» Johann Langen -
stein »on Immenstaad. Frftberik«, geb.
Scheppert « , Hot gegen ihren Ehemann eine
VerplögenS- bionder-ng» - Klag« erhoben..
Zur wünbiichen Verhandlung ist Tagsahrt
ans
DoliAerfto , d -eü 14. Mär , 1878,

onberBvmt , wa» zur Senutnißuahme »er
Gläubiger bekannt qewacht wirb .

Konstanz, den 22. Januar 1878.
Großh . bad. Kreis - und Hofgericht.

Livilkammer II .
Rieder .

Schaaff .
« .924 . « .Nr . 282. Walb » hut . Die

Ehefrau de- Johann Baptist Fischer «an
TodtwaoS - GlaShüttm. z. Zt. in Kadelbnrg,Maria, geb. Krau » , wurde durch bftffei -
tige- Urtheil vam Heutigen für berechtigt
erklärt , ihr vermögen von jenem ihre» Ehe-
manne» abzosoodern. Die» wird zurKennt -
niß der Gläubiger hiermit veröffentlicht.

WaldShut , den 19. Januar 1878 .
Großh . bob. Kreisgericht.

Speer
Weis enhorn .

8 .922. Nr. 3430 . F r e i b u r g.
Die Gant de» Bierbrauer » Fer¬
dinand Stebioger dahierbtr.Die Ehefrau de- Gantschuldner» , Abel-

Heid , geb . Bauer, wird für berechtigt erklört,
ihr Vermögen von dem ihre» EhemanaeS
absondern zu lassen .

Freiburg, Hen 22 . Javnar 1878 .
Großh . ba». Amtsgericht.

« r ä f f.
B .964. Nr. 3628. Mannheim .

Beschluß .
Rach Maßgabe de» ß 1080 Pr .O. wird

die BerwögeoSabsonderung zwischen dem
Gar,tpiannSchuhmacher Heinrich OpPer -
Ar«« .« hi« And seiner Ehefran , Ehziftina ,
geb. Ewig , aus Antrag der Letzteren an-
durch a«S esprochen .

Mannheim dm 17. Januar 1878.
Großh . b-b . Amtsgericht.

Wallt
Entmündigungen .

B.906 Rr 1398 . Donaueschin
gen . Konra » Glanz , lediger Schrein «
von Oderbaldmgen . wurde durch diesseitige-
Erkenntniß vow - lb . Dezbr. 1877 « egen
BeniüthSschwöche entmündigt un » Konrad
Bollenwüller von Oberbaldingen alS
Vormund für denselben ernannt.

Donaueschingen, den 19. Januar 1878
Großh . dod . Amtsgericht

Zepf -
V .907 . Nr . ISlO. Donanelchingem

Die Mnndtodtmachoug d« Otto
Wurth Wittwe »on Unadia-
gen betr.

Gregor vilisauor von Unodingen
wurde an Stelle be» Thvma » Oschwald
von da al» NechiSbeipand für die unterm
17. .November 1873 , Nr . 11,980, im ersten
Grad « für mundtvdt erklärte Otto Wllrth
Wittwe , » uua . geb. Bort , »°n Unadingeu
aus^ stell» , ohne dessen Mitwirkung fie di»
im L-R -S . SIS bezeichnet «« RechtSgeschäsft
uicht vornehmen kann.

Donaaeschiuge«, de« 19. Januar 1878 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Zeps .
- Lutz.

V .96S. Nr . lülT Danaueschingeu ^
Dft Muudtodwachnvg de» Jo
Hann M a ier von Hachemmio-

^ gen b^ft. , .
Johann Maier von HochemwinMt

» urd« durch Erkenutntß vom 14. Dezember
1877, Rr . 17,691, im I. « rode für mnud-
t,dt erklärt. Al» dessen Beistand ist Josef
Fehrenbach 11. von Hochemmingen «aft>
gepellt ., ,-hve dessen M'twt,kug,g J -Hotsu
Maier die i, LN.S . LtS be^ nhueten
NechtSgeschäfte uicht vornehmen kann.

Donoarlchivgrv , »r« 13. Jaanax 1878 .
Großh . da» . Amtsgericht.

Zrpf -
M,

Erbrivweisnvge»- ,« SSO. 1. Nr . 7ßS. S tau sev^, Hein-
richLitschgi Wiitwe . Anna, geb, » tede-
« aun, von Ehrenstetten h-t pw Einweisung
in « esttz »nd « rwihr der BeAaffenschatz.
ihre» « bemanne» pachGsncht. Diesem Ge¬
suche wird statigegebeu werten , wenn nicht

innerhalb 6 Wochen
« ivsprache dagejftv erhoben werden wirb.

Stavsev, den 22. Jannor 1878 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Hilbebrand ^
« .«SO. Nr. ) OSS. Schwetzingen ^DiAVerlaffeujchast de» Georg

Erutmairr I. oonSchwetzin .
gen betr.

Beschluß .
Nachdem ans dft diesseitige Verfügung

vom 19. November 1377, Rr . 1S .S0Y. ftine,
« jnspticheu

'
innerhalb der darin ftp^ fttzten

Frist dahier erhaben wurden , wird nuv « eh>̂
bte « iftwe de» Laodwiyhe - Gröi'g Eent - .

« » ier 1. von hier, Llisabetha , geb Z,hain-Btsttzvii«d Gevöähr üe» Rachlafftzŝ re» ?
o» 24. Mär , 4877 verstorbenen Eheman-
neSttpgeMsen . ,

Schwetzingen, den lS Januar 1878 .
Größb . bad. Amwgertcht.

Armßrnstv »
Handel- regi- er-Livtriie .B.89L Karlsruhe . ES warb« ein¬

getragen :
1. I » da» Firmenregister :

n. Z» OZ . 429 , die Firm» . Ludwig- i
L über - dahier. Inhaber : Konfmana
Lnfwig Lüder hier; »er Ltzeskau , ,Emma. geb. Döring , ist Prokura er»
theilt.

d , Zn O .A. 430 » ieFftwa . LoNise Fritz .
vormals Schütz Wwe.* dahier. Ja » : ,
habet : Hande>»!ra» Lpuis«, g«ft R^ >A
«er, Ehefrau de» Assistenten Roberts
Daniel Fritz hier. Nach dem Ehe- -
vertrag wurde di« ErrnngenschaftSge-
Meinschost bedungen. -,t

e Zu,O .Z , 431 , die Firm« „Albertz,,Kaiser " dahier. Inhaber Kausmamr, ,Albert Kaiser hier. — Eheverlrao ^wft Lina Duma » von hier, wornach ^
dftGStergemewschasrousbenEinwnrs
von je SO. M. beschränkt ist.

ck. Zn O .Z432die Firma . EmilKrahu "
dahfte. Inhaber : ! Kaufmaan Emil
Kr ahn hier. — Ehevertrag mit Louise
Eichenberg von Grötzingen, wornach
dft Gütergemeinschaft aus den Ei»,
« urs von j« 100 M. beschränkt ist.

«. Zu O .Z. 433 die Firma „Nabolf
Reel " dahier , Inhaber : Kausmiun
Rudolf MeeS hier^

k. Za O.Z. 434 die Firma . Glage -
Leder - Fabrik Mühlburg i«
Baden , R. Ellstttter " zu Mühlburg.
Inhaber : Fabrikant Rudolf Ell -
stätter , « oduhast iu Karlsruhe.

2. In da» GesellschastSr-gister:
». Unter O Z 191 da» Erlöschen der

Firm» .Liibwig Lüder " hier.
b. Unter O Z . 202 Firm, , Tahn -

mann undWachenheimer " dahier,— der Shevertrag de» Gelellschasler»
DanielCohnmannmit MiuaMarx
von Nördlingru , wornach die Güter¬
gemeinschaft , »s de» Einwurf von je
100 M. beschränkt ist.

e. Zu O Z. 218 die Firma . Hölzer
und Weber " dahier. Gesellschafter
find Zimmermeifter Georg Hölzer
and Kausmanu Wilhelm W « b e r hier.
Jeder hat volle » BerlretungSrecht .

ä. Unter O.Z . 203 da» Erlösche» der
Firma . Gloge - Leder - Fobrik
MühlburgiuBoden .R . Lllstätter ,
Wolf und Eie . zu Mühlburg .

Karlsruhe , de» 20 . Januar 1878.
Großh. b°d . Amtsgericht.

Eisen .
B821 . Nr. 1002 . Rastalt . Unter

O.Z. 134 de» HanrelSregifierS wurde dft
Firma . Karl Li a z

" eingetragen. Inhaber
ist Kaufmann Karl Lin , in Stollhosen .

Derselbe ist mit LdelheideSickinger von
Stallhasen verhriraihet und «st im Lhever-
trag »om 22 . Dez -mdec 1877 bestimm' , boß
die Gütergemeinschaftauf einen beider seitigen
Eiuwurf ooa je SO M. beschränkt wirb.

Rastatt, denLS . Januar 1878 ,
Großh bad . Am .Sgerichi .

P s o f f-
« .860 . Rr . S047 . Heidelberg . Un-

trr O .Z. 149 de » Gesellschaftsregisters
wurde eingetragen die Firma :

„N , Marx Söhne in Heidelberg".
Gesellschafterfind : Lehmann Marx und

Abrlcha « Marx , wohnhaft dahier.
Dft Gesellschaft hat mit dem 1 . Jannar

d. I . begonnen und et wird dieselbe durch
beide Gesellschaftervertreten

Heidelberg, den 11 . Jannar 1878.
Großh bod . Amtsgericht.

Büchner .
« .861 . Nr . »4IS. Heidelberg . Dft

Firma . MaximilianThomain Heidelberg'!,
ewgetragen im Firmenregister »udO .Z.402,
ist erloschen .

Heidelberg, den IS. J « m»r 1878 .
Großh . bad . » mtSgericht.

v ü ch n «i :.
V .88S: - Mannheim . Ja da» Han¬

delsregister wurde eingetragen :
O.Z . MGes -R«». « ». A . n,b,O .Z.

rr« Reg . vd . I zur Firm, , 8.
zwo ." in Raurcheim: Dft « p-L
nng de» Vornamen» de» frühe- ,,,
rokortste» und jetzige« Theil-" in . Hermann". ^

de» FftmNe » Bd. 1,z»r, .f.-2

69!
Hirsl
richt
reu
Haber»
O-Ze
Firma : „I . M . Klein" in Mauu- i >
heim : Der Borname de» al» Peokn»
riste« bestellte « LonsmaunS . Psohler "
ist nicht »Joses", sonder» »Jacob".

3. O .Z . 187 de» FirmR ' g. B». Uq -
Tsje Firma . A- Stackler" iuMann-

heiw ifterlosche»,
Mannheim , bsr» 18. Januar 1878.

Großh . bod . Amtsgericht.
Ullrich .

^ B. 881. Nr . 10SS. Schwetzingen .
Unter Ord Zahl 110 des Firmenregisters
wurde riugetrggen :

Dft Firma ; ,
»Sig. Hrilmanu iu Hoo

Inhaber ist :. , , ,S . HeUmonu , LoodeSprödnkte»-
häudler in Hockenherm . zLaut Mtzeveztro , äs äato Maunherw, de« P

26. Dezember 4877 , wft Elisabeth, Ger- :,
tbold von Mannheim wirst jeder TheillOHii
Mark,ia die GütergemUolchaft rin, dagegen, ü '
« ftd alle- üdrigr grgrvwirtlgr nnd künftige >
Berwögeu der Brantftute alS verlftgen»
schäftet , i« Sinne der LR .S . 1S00- 1S04
erklärt. . '

Schwetzingen, den 14. Jannar 1878.
Graßh. badf Amtsgericht .

Armoruster .
Zöllner . .

Druck n » d Verl » , der °G. Brnun ' schr » Hosbuchtzruckerrb .
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